
eigenen Arbeitseinkünften zu bestreiten, bzw. daß sie 
vor der Eheschließung berufstätig gewesen sei, abge­
sehen davon, daß derartige allgemein gehaltene Aus­
führungen der Überzeugungskraft entbehren5 6). Die 
„besonderen Umstände“, die nach § 13 Abs. 2 EheVO in 
einem solchen Falle vorliegen müssen, können ganz ver­
schiedenartig sein, wobei die im Gesetz angegebenen 
Gründe nur als Beispiele zu gelten haben. Das Gericht 
ist gehalten, sich mit den konkret vorliegenden Lebens­
verhältnissen auseinanderzusetzen. Auch wenn z. B. die 
Frau vor der Eheschließung einen Beruf ausübt, nun­
mehr aber einen Säugling zu versorgen hat, wird man 
ihr für eine gewisse Übergangszeit, mag diese je nach 
den Umständen auch nur knapp zu bemessen sein, einen 
Unterhaltsbeitrag zuerkennen müssen. Die Gerichte 
müssen es vermeiden, starre und lebensfremde Entschei­
dungen zu treffen, und gerade auf dem Gebiete des 
Unterhaltsrechts danach streben, ihre Entscheidungen 
so zu fällen, daß sie von der Bevölkerung verstanden 
und als mit ihrer Anschauung im Einklang stehend 
empfunden werden.

b) Bedenken bestehen auch gegen die vom Bezirks­
gericht Potsdam vertretene Auffassung, der Unterhalts­
anspruch eines Ehegatten sei dann zu versagen, wenn 
dieser während des Getrenntlebens oder des Ehever­
fahrens nicht genügend vorgesorgt habe, um sich eine 
eigene Existenz zu gründen0). Die Forderung, daß eine 
während der Ehe im Haushalt tätige Ehefrau die Zeit­
dauer des Eheverfahrens nützen müsse, um sich eine 
Erwerbsmöglichkeit zu schaffen, kann auch dann nicht 
gestellt werden, wenn sie selbst an der Ehe nicht mehr 
festhält oder gar das Verfahren auf Scheidung der Ehe 
eingeleitet hat. Der Unterhaltsanspruch, der einem Ehe­
gatten nach Scheidung der Ehe zusteht, soll seinem 
Charakter nach einen Beitrag für die Lebensgestaltung 
nach der Scheidung darstellen, er soll dem unterhalts­
berechtigten Ehegatten die materielle Voraussetzung da­
für schaffen. Diese Umgestaltung des Lebens beginnt 
aber erst mit dem Ausspruch der Scheidung. Erst von 
diesem Zeitpunkt an ist es berechtigt, von dem unter­
haltsberechtigten Ehegatten zu verlangen, daß er sich 
um einen Arbeitsplatz bemüht. Solange das Gericht noch 
nicht darüber befunden hat, ob auf die zur Beurteilung 
stehende Ehe die Merkmale des § 8 EheVO zutreffen, 
hat sich auch hoch nicht entschieden, daß und in 
welchem Ausmaße sich die bisherigen Lebensverhält­
nisse des unterhaltsberechtigten Ehegatten ändern wer­
den. Es mag wünschenswert sein, daß ein Ehegatte, der 
Antrag auf Ehescheidung stellt und nicht durch Ver­
sorgung von Kindern besonders gebunden ist, sich schon 
während des Eheverfahrens auf ein späteres Berufs­
leben vorbereitet; eine Rechtspflicht hierzu besteht aber 
nicht. Daher können an die Unterlassung einer solchen 
Vorbereitung keine nachteiligen Rechtsfolgen geknüpft 
werden. Selbst in dem Falle, daß ein Ehegatte auch nach 
Abweisung seines Scheidungsbegehrens die Trennung 
vom anderen aufrechterhält, braucht sich der unter­
haltsberechtigte Ehegatte nicht auf die Aufnahme einer 
eigenen Erwerbstätigkeit verweisen zu lassen, obwohl in 
diesem Falle die Betreuung und Versorgung des ande­
ren Ehegatten durch ihn gänzlich wegfällt. Für die 
Dauer des Eheverfahrens kann kein strengerer Maßstab 
gefordert werden. Da Eheverfahren beschleunigt durch­
zuführen sind, kann diese Regelung auch nicht zu 
unbilligen Forderungen an den unterhaltsverpflichteten 
Ehegatten führen. Sollte sich im Einzelfalle dennoch 
eine Härte heraussteilen, so kann dieser dadurch be­
gegnet werden, daß die Zeitspanne, innerhalb derer dem 
Ehegatten für die Zeit nach der Scheidung Unterhalt 
zugesprochen wird, entsprechend kürzer bemessen wird. 
Mit genügend Verständnis und Einfühlungsvermögen 
wird sich stets das richtige Maß Anden lassen, das der 
konkret gegebenen Sachlage und den Interessen beider 
Parteien gerecht wird.

Zu einigen Fragen des Kostenrechts
Obwohl das Kostenrecht in Ehesachen schon Gegen­

stand mehrerer Publikationen war, ergeben sich für die 
Praxis noch immer eine Reihe von Zweifelsfragen, die 
sich nicht eindeutig aus den gesetzlichen Bestimmun­
gen lösen lassen. So können z. B. § 19 Abs. 1 Satz 1 und 2

5) Urteil vom 15. Dezember 1956 — 2 SRa 125/56 — Bezirks­
gericht Potsdam.

6) Urteil vom 22. Dezember 1956 — 2 SRa 96/56 — Bezirks­
gericht Potsdam.

EheVO nicht ohne weiteres auf alle im Eheverfahren zu 
treffenden Kostenentscheidungen angewendet werden. 
Soweit eine Sachentscheidung über das Scheidungsbe­
gehren und die mit der Ehesache verbundenen Neben­
ansprüche des § 13 EheVerfO zu treffen ist, finden die 
Bestimmungen des § 19 Abs. 1 EheVO unbedenklich 
Anwendung. Ob Satz 1 oder Satz 2 anzuwenden ist, 
hängt vom Inhalt des die Kostenentscheidung tragen­
den Urteils ab. Nicht so eindeutig läßt sich jedoch die 
Frage beantworten, ob diese Bestimmungen auch für 
den Fall der Klagabweisung aus formellen Gründen, 
z. B. wegen Unzuständigkeit des angerufenen Kreis­
gerichts (§ 606 ZPO), gelten. Obwohl § 19 Abs. 1 Satz 1 
EheVO schlechthin von E h e s a c h e n  spricht, also dem 
Wortlaut nach die Anwendung auf eine Klagabweisung 
im vorgenannten Sinne zuließe, kann doch Satz 2 nicht 
außer acht gelassen werden, der in untrennbarer Ver­
bindung mit Satz 1 steht und als Voraussetzung seiner 
Anwendbarkeit eine Sachentscheidung fordert. Bei einer 
prozessualen Entscheidung hat das Gericht gar nicht die 
Möglichkeit, „unter Würdigung der im Urteil getroffenen 
Feststellungen und der sonstigen Verhältnisse der Par­
teien“ eine Kostenentscheidung zu treffen. Es, ist ihm 
schlechthin verboten, sich in einem solchen Falle mit 
der Sache selbst zu befassen. § 19 Abs. 1 EheVO kann 
demnach nur angewendet werden, wenn über den Schei­
dungsstreit sachlich entschieden wird.

Es erhebt sich nunmehr die Frage, ob die §§ 91 ff. ZPO 
bei den sogenannten Prozeßurteilen Anwendung zu 
finden haben oder ob diese Bestimmungen nicht durch 
§ 1 EheVerfO geändert oder aufgehoben sind. Die 
kostenrechtlichen Bestimmungen der §§ 91 ff. ZPO 
unterscheiden, anders als § 19 EheVO, nicht zwischen 
einer sachlichen und einer formellen Entscheidung. 
Maßgebend dafür, wem die Prozeßkosten aufzuerlegen 
sind, ist danach allein die Tatsache des U n t e r l i e ­
g e  n s bzw. O b s i e g e n s  im Prozeß. Aus welchen 
Gründen aber das „Unterliegen“ zustande kommt, ob 
z. B. die Klage wegen prozessualer Mängel abzuweisen 
ist oder ob sie sachlich nicht begründet ist, ist dabei 
unerheblich. Daraus ist zu folgern, daß im Eheverfahren 
die kostenrechtlichen Bestimmungen der §§ 91 ff. ZPO 
bei Sachentscheidungen zwar keine Anwendung finden 
können, aber für das Eheverfahren nicht schlechthin 
unanwendbar sind, sondern für den Fall einer prozessu­
alen Entscheidung weiter Geltung haben.

Ähnliche Erwägungen müssen für die Klagerück­
nahme Platz greifen. Hier trifft das Gericht über den 
Klaganspruch überhaupt keine Entscheidung. Es ist 
vielmehr gemäß § 271 Abs. 1 ZPO dem freien Willen 
des Klägers überlassen, ob er auf die Verhandlung und 
Entscheidung über den Klageantrag verzichten und den 
Rechtsstreit durch Rücknahme der Klage beenden will. 
Für diesen Sonderfall gilt kostenrechtlich nach wie vor 
die spezielle Bestimmung des § 271 Abs. 3 Satz 2 ZPO, 
wonach der Kläger verpflichtet ist, die Kosten des 
Rechtsstreits zu tragen, und das Gericht auf Antrag des 
Vertagten diese Verpflichtung durch unanfechtbaren 
Beschluß auszusprechen hat. Da § 19 EheVO die Klage­
rücknahme in Ehesachen in seinen Geltungsbereich nicht 
einbezieht und die Bestimmung des § 271 Abs. 3 ZPO 
auch nicht außer Kraft setzt, ist diese nach wie vor auch 
in Ehesachen anzuwenden.

Daß das bisher Gesagte entsprechend auch für die 
Rechtsmittelinstanz gilt, braucht kaum besonders betont 
zu werden.

Da die Bestimmungen des § 19 Abs. 1 Satz 1 oder 
Satz 2 EheVO im Berufungsverfahren bei einer Sach­
entscheidung stets anzuwenden sind, gleichgültig, ob sie 
der Klage stattgibt oder sie abweist, müssen sie auch 
auf einen auf Grund von § 41 AnglVO ergehenden Ver­
werfungsbeschluß angewendet werden. Sie finden also 
auch Anwendung, wenn nur Nebenansprüche, z. B. 
Sorgerechts- und Unterhaltsregelungen oder die Haus­
ratsteilung, in die zweite Instanz gelangen und darüber 
sachlich entschieden wird.

Verletzt die Berufung aber die Frist- oder Formvor­
schriften und ist sie also nach § 519 b ZPO zu verwerfen, 
oder verhindern andere prozessuale Mängel eine Sach­
entscheidung, so ist § 97 ZPO anzuwenden.

Im Falle der Zurücknahme der Berufung ist aus den 
gleichen Gründen wie bei der Klagerücknahme 
zwingend von der speziellen Kostenbestimmung des 
§ 515 Abs. 3 ZPO Gebrauch zu machen.
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